
Rechtsätze des VwGH zu den Entscheidungen  
2011/03/0226 vom 27.11.2012  Wuster Hagenberg Oberösterreich u. 

 2010/03/0077 vom 21.12.2012 Kuhn, Spittal/Drau  

Rechtsatz Nr. 1: 
Vor dem Hintergrund, dass der mit "Technische Anforderungen" überschriebene § 73 
TKG 2003 in seinem Absatz 1 zwar technische Anforderungen in einem engeren 
Sinn festlegt, in seinem Absatz 2 aber zusätzlich normiert, dass bei Errichtung und 
Betrieb von Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen "der Schutz des 
Lebens und der Gesundheit von Menschen sowie der ungestörte Betrieb anderer 
Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen gewährleistet" sein muss, ist 
klargestellt, dass im Bewilligungsverfahren von der Behörde auch diese Belange - 
von Amts wegen zu prüfen sind. Dieses Ergebnis wird bestätigt durch die Regelung 
des § 81 Abs 6 TKG 2003, wonach ua in Bescheiden gemäß § 74 TKG 2003 (also 
betreffend Errichtung und Betrieb von Funkanlagen) auch Bedingungen und 
Auflagen festgelegt werden können, die "nach den Umständen des Falles für den 
Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Menschen, zur Vermeidung von 
Sachschäden … geboten erscheinen". 

Rechtsatz Nr. 2: 
Im Verfahren zur Bewilligung der Errichtung und des Betriebs einer Funkanlage nach 
§ 74 TKG 2003 ist auch zu prüfen, ob dem Antrag eine Gefährdung von Leben oder 
Gesundheit - von wem immer - oder die Gefahr von Sachschäden entgegen steht 
(Hinweis E vom 19. März 2002, 2001/05/0031). Besteht eine derartige Gefährdung 
und kann ihr auch nicht durch Vorschreibung von Auflagen begegnet werden, ist der 
Antrag abzuweisen; ansonsten ist ihm stattzugeben. 

Rechtsatz Nr. 3: 
Bei der nach den §§ 73 und 81 Abs 6 TKG 2003 der Behörde übertragenen 
Hintanhaltung von Gefährdungen handelt es sich um die Wahrnehmung öffentlicher 
Interessen, die von der Behörde von Amts wegen zu prüfen sind. Ein subjektives 
Recht von Dritten im räumlichen Nahebereich der Anlage, dass die Behörde die ihr 
gesetzlich übertragenen Aufgaben im Rahmen des Verfahrens nach § 74 TKG 2003 
wahrnimmt, besteht jedoch nicht (Hinweis E vom 10. Oktober 2006, 2004/03/0100, E 
vom 4. Mai 2006, 2006/03/0054, E vom 28. Februar 2006, 2005/03/0232, und E vom 
28. Mai 2008, 2008/03/0055). Daran ändert der Umstand, dass in einem Verfahren 
zur Genehmigung von Endkundenentgelten nach § 45 Abs 1 TKG 2003 explizit "nur 
der Antragsteller" Parteistellung hat, während eine solche Klarstellung hinsichtlich 
des in Rede stehenden Bewilligungsverfahrens fehlt, nichts. 

Rechtsatz Nr. 4: 
§ 74 Abs 1 TKG 2003 normiert, dass "die Errichtung und der Betrieb" einer 
Funkanlage grundsätzlich nur mit einer Bewilligung zulässig ist, wobei über einen 
Bewilligungsantrag das Fernmeldebüro zu entscheiden hat, in dessen örtlichem 
Wirkungsbereich die Funkanlage betrieben werden soll (§ 81 Abs 2 TKG 2003). Der 
beabsichtigte Betriebsstandort bestimmt also grundsätzlich die örtliche Zuständigkeit. 
Der Standort ist auch insofern maßgebend, als gemäß § 78 Abs 3 TKG 2003 
Funkanlagen nur an den in der Bewilligung angegebenen Standorten betrieben 
werden dürfen, wobei gemäß § 84 Abs 1 Z 1 TKG 2003 jede Standortänderung der 



vorherigen Bewilligung durch das zuständige Fernmeldebüro bedarf, soweit davon 
Bestimmungen der Bewilligung betroffen sind. 

Rechtsatz Nr. 5: 
Anders als das FTEG 2002, das im Wesentlichen Regelungen über das In-Verkehr-
Bringen von Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen trifft und die 
Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes über die Inbetriebnahme und den 
Betrieb unberührt lässt (§ 11 Abs 2 FTEG 2002), knüpfen die Regelungen des TKG 
2003 über das Bewilligungsverfahren hinsichtlich der Errichtung und des Betriebs 
von Funkanlagen maßgeblich an den (beabsichtigten) Standort der konkreten 
Funkanlage an. Dieser Standort bestimmt die örtliche Zuständigkeit für das 
Bewilligungsverfahren nach § 81 Abs 1 iVm § 74 TKG 2003. 

Rechtsatz Nr. 6: 
Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 2010/03/0077 E 21. Dezember 2012 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2005/07/0118 E 6. Juli 2006 VwSlg 16981 A/2006 RS 5 

Stammrechtssatz 

Greift die Berufungsbehörde die örtliche Unzuständigkeit der Erstbehörde nicht auf, 
sondern erledigt sie die Berufung meritorisch, so belastet sie den angefochtenen 
Bescheid mit inhaltlicher Rechtswidrigkeit (Hinweis E 10.4.1987, 87/04/0003). 

Schlagworte 

Inhalt der Berufungsentscheidung Kassation Inhalt der Berufungsentscheidung 
Voraussetzungen der meritorischen Erledigung Zurückweisung (siehe auch §63 
Abs1, 3 und 5 AVG) Verfahrensbestimmungen Heilung von Verfahrensmängeln der 
Vorinstanz im Berufungsverfahren 


